
Danke schön. Als nächstes der Abgeordnete Weis von der SPD, 
Frage 25.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Weis (SPD):

Herr Minister, die Frage, die ich Ihnen stelle, ist auch gleich­
zeitig an Herrn Minister Steinberg gerichtet. Aus der Fragestel­
lung wird erkennbar sein, warum.

Welche Möglichkeiten sehen Sie, die Produktion von wärme­
dämmenden Stoffen und deren Anwendung im Wohnungs- und 
Gesellschaftsbau im Interesse einer optimalen Energieeinspa­
rung steuerlich oder kreditwirtschaftlich zu begünstigen?

Dr. Viehweger, Minister für Bauwesen, Städtebau und Woh­
nungswirtschaft :

Wir sehen diese Problemstellung ganz genau wie Sie. Es gibt 
deshalb eine gemeinsame Projektgruppe der beiden deutschen 
Bauministerien, die über neue verbindliche Mindestanforderun­
gen bei uns gegenwärtig verhandelt. Ziel ist die Einführung 
einer novellierten Verordnung in beiden Ländern, denn die Bun­
desrepublik überlegt zur Zeit auch, ihre zu ändern.

Der Grund für die geringeren Anforderungen in der DDR - sie 
liegen etwa nur bei zwei Drittel der Anforderungen in der Bun­
desrepublik - lag einzig und allein am Materialaufkommen, 
sprich am geringen Dämmstoffaufkommen in unserem Lande. 
Mit der Einführung der Wirtschafts-, Währungs- und Sozialuni­
on stellt sich aus unserer Sicht dieses Problem neu dar. Und des­
halb diese gemeinsame Projektgruppe.

Wir haben folgende Vorstellungen zu steuerlichen Fragen, die 
natürlich noch in Arbeit mit dem Finanzministerium sind. Er­
stens die steuerliche Begünstigung von Bauherren, die ab sofort 
ihre Gebäude mit einer 30- bis 40prozentig besseren Dämmung 
ausstatten bzw. bei der Modernisierung die vollständige energe­
tische Sanierung der Gebäude nachweisen. Zweitens die steuer­
liche Begünstigung für die schnelle Modernisierung von Hei­
zungsanlagen und Fenstern und drittens, die zukünftige Ausrei­
chung von zinsgünstigen Baukrediten gesetzlich an den Nach­
weis der energetischen Güte der Gebäude über die Mindestan­
forderungen hinaus zu binden.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Wir kommen zum Geschäftsbereich des Mini­
sters für Arbeit und Soziales. Ich bitte die Abgeordnete Priebus 
von der CDU/DA, die Frage 30 zu stellen.

Frau Priebus (CDU/DA):

Frau Minister, wie werden ab 1.7.1990 die Renten der ehemali­
gen Mitarbeiter des MfS, der SED-Parteifunktionäre und die 
Sonderrenten bewertet? Bei den Mitarbeitern des MfS sind wir 
an einem repräsentativen Querschnitt der Rentenberechnung 
interessiert.

Frau Dr. Hildebrandt, Minister für Arbeit und Soziales:

Also, ich fange erst einmal mit dem MfS an. Etwa 31000 Renten 
werden reduziert, sie werden maximal 1200 M betragen.

(Zurufe: Viel zu viel!)

Augenblick, jetzt kommt es: Bei Funktionsmißbrauch in schwer­
wiegendem Maße sind Kürzungen möglich, und zwar auf Antrag 
der Regierungskommission zur Auflösung des AfNS und dann 
Entscheidung durch den Minister des Innern.
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Um Sie gleich zu befriedigen mit einem Beispiel: 4 377M hat 
Herr Mielke bis jetzt bekommen, er würde jetzt schlagartig auf 
eine Rente von 1200M runterkommen und diese könnte bei 
Nachweis des Funktionsmißbrauches in schwerwigendem Ma­
ße weiter gekürzt werden.

(Unruhe)

Ja, ja, es geht los, Augenblick, ich bin ja erst am Anfang. Er­
stens: Die Berechnung erfolgt so: 495 M Mindestrente, plus 
den bisherigen Zuschlag durch 2 geteilt als Sofortlösung für 
dieses Jahr. Diese Regelung betrifft also nur dieses Jahr, bis 
man nämlich in der Lage ist, eine normale Sozialversiche­
rungsrente auf Grund der gezahlten Beträge ab 1.1. nächsten 
Jahres für die ehemaligen Mitarbeiter der Staatssicherheit zu 
errechnen. Die Reduzierung würde bei einem Hauptmann auf 
Anhieb 526 M betragen bei einem Hauptabteilungsleiter 
1370M. Die Reduzierung!

Die Höchstgrenze war ohnehin auf 1200 Mark festgelegt. Es 
ist so, daß nach Reduzierung die Renten bis 500 Mark etwa 
6 Prozent der insgesamt zu zahlenden Renten ausmachen. 500 
bis 750 Mark werden etwa 62 Prozent der Renten haben. Das ist 
also für dieses Jahr in einem vertretbaren Rahmen. 750 bis 
1000 Mark werden 21 Prozent, bis 1200 Mark werden ungefähr 
8 Prozent erhalten. Und diejenigen, die mit ihrer Rente wesent­
lich darüber liegen würden, werden weniger als 3 Prozent sein. 
Das heißt also, ich darf deutlich sagen, daß die meisten Staats­
sicherheitsrenten in dieser Übergangszeit etwa bei 500 bi_ 
700 Mark liegen werden. Die Kürzungen sind also ganz erheb­
lich.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Frau Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Frau Dr. Hildebrandt, Minister für Arbeit und Soziales:

Ja, natürlich. Ich bin aber noch nicht fertig. Warten Sie viel­
leicht erst bis zum Ende, wenn es Ihnen recht ist?

Jetzt kommt nämlich die weitere Berechnung. Wir wollen 
die Errechnung der SV-Renten nach den gezahlten Beiträgen 
vornehmen, wie es im Rentenrecht üblich ist. Die kann man 
nun nicht unter den Tisch fallen lassen. Ab 1.1. 91 werden sie 
gezahlt.

Ungerechtfertigte Invalidisierungen, die in der letzten Zeit 
für jüngere Mitarbeiter vorgenommen worden sind, werden 
selbständlich sämtlich überprüft.

(Beifall)

Sonderregelungen wie Übergangsrenten bei Ausscheiden 
aus dem Dienst oder Renten für erwerbsfähige Witwer und 
Witwen werden abgeschafft.

(Vereinzelt Beifall)

Daraus resultiert - wie Sie sehen - eine erhebliche finanziel­
le Einschränkung der ehemaligen Mitarbeiter des MfS, was ja 
der Sinn der Sache war. Wir wollen die damit freigesetzten 
Mittel dafür einsetzen, die Mindestrenten zu garantieren, bei 
denen wir immer noch ein Defizit haben, so daß auch hier eine 
deutliche sozial gerechtfertigte Verbindung gegeben ist. Und 
ich möchte abschließend - wie auch schon gestern bei der 
Pressekonferenz - sagen, daß wir uns hüten müssen, große Be­
völkerungsgruppierungen auszugrenzen. Wir wollen sie einbe­
ziehen, aber unter den Bedingungen, wie auch unsere anderen 
Bürger rentenmäßig versorgt werden.

(Beifall)

So, nun können die Fragen kommen.


